
Kultur muss (mit Plan)
gefördert werden 

Der Streik bei der Autogrill
Deutschland GmbH geht nach An-
gaben der Gewerkschaft NGG un-
vermindert weiter. Für die Beschäf-
tigten an den Raststätten Hörsel-
gau und Eisenach war der 19. Mai
der 16. Streiktag. Die Gewerk-
schaft NGG forderte, dass erstma-
lig Tarifverträge für die Beschäftig-
ten der Autogrill in Thüringen und
Bayern verhandelt werden. Nach
dem Scheitern der Verhandlungen
haben sich im April rund 98 Pro-
zent der NGG-Mitglieder für den
Streik ausgesprochen. 

Bei den Streikenden an der Rast-
stätte Eisenach waren LINKE-Politi-
ker Gregor Gysi und Bodo Rame-
low. „Die Kolleginnen und Kollegen
haben meine volle Solidarität, da-
mit sie endlich einen Tarifvertrag
und nach über zehn Jahren auch
mal eine Lohnerhöhung bekom-
men“, hatte der Vorsitzende der
Linksfraktion in Thüringen betont
und erklärt: „Diese Lohnerhöhung
haben sie mehr als verdient!“ Die
Gewerkschaft NGG freute sich
über den Besuch am 19. Mai, „zeigt
es doch, dass der Kampf für einen
Tarifvertrag auch politische Unter-
stützung erhält“.                                  
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Sichtweisen der Kulturförderung dis-
kutiert werden. So gestaltet das Kom-
munalpolitische Forum Thüringen e.V.
den Workshop „Kultur als Pflichtaufga-
be: Fluch oder Segen für die Kommu-
nen?“. Darüber hinaus werden kulturel-
le Potenziale im ländlichen Raum und
auch das Verhältnis von öffentlich ge-
förderten Kultureinrichtungen und der
freien Szene diskutiert. 

„Richtig gut ist, dass wir auch aus
bundespolitischer Sicht diskutieren
können“, freut sich Birgit Klaubert.
„Mit unserer Bundestagsabgeordneten
Sigrid Hupach und der Ständigen Kul-
turpolitischen Konferenz können wir al-
len Interessierten einen wirklich breit-
gefächerten Blick auf die Thematik an-
bieten.“ Sie hoffe demnach auch „auf
wirklich belastbare Arbeitsergebnis-
se“.

Das Programm der Kulturkonferenz
sowie der erforderliche Rückmeldebo-
gen können direkt bei der zuständigen
Mitarbeiterin Katja Mitteldorf unter mit-
teldorf@die-linke-thl.de  angefordert
werden. Da die Teilnehmerzahl be-
grenzt ist, wird um eine Rückmeldung
bis spätestens 4. Juni 2014 gebeten. 

Zu einer Kulturkonferenz laden
die Landtagsfraktion DIE LINKE und
das Kommunalpolitische Forum
Thüringen e.V. am 19. und 20. Juni
ein.

Kultur leistet einen erheblichen Bei-
trag für uns alle: Sie ist das Fundament
einer demokratischen Gesellschaft,
fördert Toleranz, schafft Selbstvertrau-
en und ermöglicht die Kommunikation
mit allen Menschen um uns herum. 

Dem Rechtfertigungszwang, dem
viele kulturelle Projekte und Initiativen
unterliegen, muss durch ein öffentli-
ches Bekenntnis seitens der Politik
endlich ein Ende bereitet werden. Auch
muss gewährleistet sein, dass allen
Menschen unabhängig von Alter, Ge-
schlecht sowie sozialer und kultureller
Herkunft die Teilhabe an Kultur ermög-
licht werden kann. 

Im Zuge der demografischen Verän-
derungen und der Entwicklung der öf-
fentlichen Kassen brauchen Kulturak-
teure und Kultureinrichtungen drin-
gend Planungssicherheit. Aus diesem
Grund fordert die Fraktion DIE LINKE
im Thüringer Landtag seit vielen Jahren
ein Kulturfördergesetz für Thüringen,

Politische Unterstüt-
zung für Tarif-Kampf

das Kultur als Pflichtaufgabe fest-
schreibt und Förderinstrumente für al-
le kulturellen Sparten und Bereiche auf
Nachhaltigkeit ausrichten kann. „Ein
solches Gesetz kann allerdings nicht
am grünen Tisch entstehen. Es bedarf
der Mitarbeit der Kulturakteure und
auch der Kommunen“, so die  kulturpo-
litische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE im Thüringer Landtag, Dr. Birgit
Klaubert. „Deshalb möchten auf dieser
Konferenz am 19. und 20. Juni in Apfel-
städt (bei Erfurt) auch mit Kulturschaf-
fenden, Politikerinnen und Politikern
sowie interessierten Bürgerinnen und
Bürgern ins Gespräch kommen und ge-
meinsam Anforderungen an ein Kultur-
fördergesetz für Thüringen erarbeiten.“ 

Die zweitägige Konferenz bietet da-
bei viele Möglichkeiten zur Diskussion
und Teilhabe und eröffnet verschiede-
ne Blickwinkel. So konnten neben Mit-
streiterinnen und Mistreitern aus an-
deren Bundesländern  auch Hilde Rek-
torscheck, die Begründerin der Kultur-
loge e.V., und Prof. Max Welch Guerra
von der Bauhaus-Universität Weimar
gewonnen werden. 

In drei thematischen Workshops
kann dann aus unterschiedlichen

Auf Konferenz in Apfelstädt gemeinsam an einem Thüringer Kulturfördergesetz arbeiten 

Im Fall des ehemaligen NPD-Funk-
tionärs und Ex-Spitzels des Landes-
amtes für Verfassungsschutz, Kai-
Uwe Trinkaus, haben Meldungen
über eine frühere Zugehörigkeit
zum Ministerium für Staatssicher-
heit der DDR für erhebliche Verwir-
rung gesorgt. Der Untersuchungs-
ausschuss 5/2 des Thüringer Land-
tags arbeitet die Umtriebe von Trin-
kaus zur Unterwanderung und Dis-
kreditierung demokratischer Par-
teien und Organisationen und die
Rolle des Verfassungsschutzes auf.

In seiner Vernehmung im Januar hat-
te Trinkaus auf ein Studium an der Offi-
ziershochschule der NVA in Zittau ver-
wiesen. Der Ausschuss hatte sich auf
Initiative der Linksfraktion wegen er-
kennbarer Unregelmäßigkeiten in der
Berufsbiographie von Trinkaus darauf-
hin an das Bundesarchiv gewandt. Trin-
kaus war nach seiner Ausbildung zum
Berufsoffizier aus dem Militärdienst
ausgeschieden und in die Stadtverwal-
tung Erfurt gewechselt, in einen offen-
sichtlich sicherheitssensiblen Bereich.

Das Bundesarchiv/Militärarchiv in
Freiburg Unterlagen machte den Aus-
schuss dann im Mai auf ein „Nachweis-
dokument“ der Offiziershochschule
über die Ergebnisse ihrer Absolventen
aufmerksam, bei dem aus dem Feld
Bemerkungen hervorgehe, „dass Trin-
kaus Offiziersschüler des Ministeriums
für Staatssicherheit gewesen ist“. Die
Sensation war da. Sie wurde durch die
mehrfache Auskunft des Bundesbeauf-

Verwirrung um Trinkaus

Das Urteil des Amtsgerichts Lü-
neburg, wo es jetzt am 14. Mai er-
neut um den Aufruf „Castor schot-
tern“ ging, brachte aus Sicht der
Linksfraktion im Thüringer Landtag
leider keine Überraschung. Nach-
dem das Amtsgericht im Mai ver-
gangenen Jahres den Thüringer LIN-
KE-Abgeordneten Frank Kuschel
von den Vorwürfen frei gesprochen
hatte, hob das Oberlandesgericht
Celle (Niedersachsen) diesen Frei-
spruch auf und verwies die Angele-
genheit zurück an das Amtsgericht
Lüneburg. Ohne Beweise, nur auf
Grundlage von Indizien, erfolgte
jetzt das Urteil auf Geldstrafe.
Frank Kuschel wird nun in Berufung
gehen.

Der Abgeordnete der Linksfraktion
im Thüringer Landtag, Frank Kuschel,
hatte im Verfahren auch deutlich ge-
macht, dass ein Abgeordneter für Äu-
ßerungen außerhalb des Parlaments
nicht strafbar gemacht werden dürfe.
Schließlich ist das in der Thüringer Ver-
fassung durch die Grundsätze der Im-
munität und Indemnität eindeutig ge-
regelt. „Offenkundig haben Gerichte
immer noch Schwierigkeiten, Immuni-
tät und Indemnität verfassungsrecht-
lich einzuordnen“, erklärte dazu Bodo
Ramelow, Vorsitzender der Linksfrakti-
on. Er verwies darauf, dass Frank Ku-
schel eine Straftat immer bestritten
hatte. „Es bleibt die Ignoranz, dass ein
niedersächsisches Oberlandesgericht
die Thüringer Verfassung nicht zur

tragten für die Unterlagen der DDR-
Staatssicherheit verstärkt, wonach
man zu Trinkaus über keine einschlägi-
gen Unterlagen verfüge. 

Einige Tage später kam vom Bundes-
archiv/Militärarchiv dann ein „Kom-
mando zurück!“: Das Amt, eine obere
Bundesbehörde im Geschäftsbereich
der Kulturstaatsministerin im Bundes-
kanzleramt, teilte dem Ausschuss mit,
eine nochmalige Überprüfung des Ar-
chivgutes habe ergeben, dass aus dem
„Nachweisdokument“ doch nicht her-
vorgehe, Trinkaus sei Angehöriger der
DDR-Staatssicherheit gewesen. Die zu-
ständige Sachbearbeiterin des Archivs
habe sich bedauerlicherweise in der
Zeile geirrt…

Bodo Ramelow, Obmann der Frakti-
on DIE LINKE im Untersuchungsaus-
schuss 5/2, erneuert unterdessen sei-
ne Kritik am Landesamt für Verfas-
sungsschutz, das nach Gesetzeslage
„einen studierten NVA-Offizier gar
nicht hätte als V-Mann anwerben dür-
fen“. Die Verwendung von Trinkaus bei
den bewaffneten Organen der DDR
hätte durch den Inlandsgeheimdienst
intensiver überprüfen werden müssen,
so Ramelow. Der Untersuchungsaus-
schuss hat inzwischen das Bundesar-
chiv/Militärarchiv mit der Bitte ange-
schrieben, das NVA-„Nachweisdoku-
ment“ vorzulegen, um eine unmittelba-
re Beweiserhebung vornehmen zu kön-
nen. Auch die Behörde des Bundesbe-
auftragten hat der Ausschuss noch-
mals kontaktiert.  Stefan Wogawa

Kenntnis nehmen will“, so Bodo Rame-
low. Zudem komme „das Urteil zur Un-
zeit, wenn gleichzeitig Stromkonzerne
Atomkraftwerke abstoßen wollen und
die Altlasten den Steuerzahlern auf-
drücken wollen.

AKW-Betreiber wollen sich 
aus der Verantwortung stehlen

„Dass sich die AKW-Betreiber nun
aus der atomaren Verantwortung steh-
len wollen und gleichzeitig die Bergung
der radioaktiven Abfälle aus dem
Atommüll-Lager Asse immer noch
nicht stattgefunden hat, macht die fa-
tale Fehlentwicklung deutlich“, prote-
stierte Bodo Ramelow angesichts von
Meldungen, wonach die drei großen
Energiekonzerne E.On, RWE und EnBW
ihr gesamtes deutsches Atomgeschäft
an den Bund übertragen wollen und al-
le Atomkraftwerke in eine öffentlich-
rechtliche Stiftung übergehen sollen.
Vor diesem Hintergrund seien die Ver-
fahren gegen diejenigen, die gegen
den atomaren Wahnsinn sind, eine Far-
ce. 

DIE LINKE werde alle, die mit Verfah-
ren überzogen werden, begleiten und
unterstützen. „Das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung darf nicht kriminali-
siert werden! Dasselbe gilt auch für je-
ne, die in Dresden bei Naziaufmär-
schen Gesicht gegen braunen Ungeist
zeigen und dafür mit staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungen überzogen
werden“, so Bodo Ramelow.                   

Keine Strafverfolgung für Zivilcourage


